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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

22.12.2004 

Geschäftszahl 

2004/08/0099 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 95/08/0263 E 30. September 1997 VwSlg 14749 A/1997 RS 2 (Aus diesem Grunde ist andererseits ein 
Mahnschreiben an den Verpflichteten keine zweckdienliche Maßnahme, wenn es nicht an die der Behörde 
bekannte Anschrift des Verpflichteten, sondern an eine unrichtige Adresse gerichtet ist.) 

Stammrechtssatz 

Als verjährungsunterbrechende Maßnahme iSd § 68 Abs 2 ASVG ist jede Maßnahme anzusehen, die objektiv 
mit dem Zweck der Hereinbringung der offenen Forderung in Einklang gebracht werden kann, mit anderen 
Worten, diesem Zwecke - unmittelbar oder mittelbar - dient. Dient eine Maßnahme dem Zweck der 
Hereinbringung, dann ist zu vermuten, daß sie zu diesem Zwecke getroffen wurde. Voraussetzung ist lediglich, 
daß die Behörde eindeutig zu erkennen gibt, daß sie eine Maßnahme in bezug auf die konkrete Forderung gegen 
den Zahlungspflichtigen setzen wollte, mit anderen Worten, die Setzung einer solchen konkreten Maßnahme 
auch später noch nach der Aktenlage nachvollziehbar ist. Ob eine Maßnahme der Hereinbringung einer offenen 
Forderung dient, hängt von der Beurteilung im Einzelfall ab. Ist die Anschrift des Verpflichteten nicht bekannt 
(oder der Verpflichtete an der bekannten Anschrift nicht erreichbar), so dienen all jene Maßnahmen der 
Hereinbringung der offenen Forderung, die der Feststellung des tatsächlichen Aufenthaltsortes des 
Verpflichteten (zum Zwecke, die exekutive Einbringung der Forderung auf geeignete Weise fortsetzen zu 
können) dienen (hier ua Außendiensterhebungen des Versicherungsträgers und Anfragen beim 
Zentralmeldeamt). 


